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Inland 

Weiter wie bisher in der Drogenpolitik? 
Abstimmung Umstrittene Heroinabgabe an Süchtige 
benno tuchschmid 
Mit der Revision des Betäubungsmittelgesetzes würde faktisch wenig Neues eingeführt, sondern gesetzlich verankert, was schon längst praktiziert wird. 

Die Unterstützung für die Betäubungsmittelrevision ist breit. Alle grossen Parteien ausser der SVP sitzen im Komitee. Die Gegner sind diejenigen, die grundsätzliche Vorbehalte gegenüber der praktizierten Schweizer Drogenpolitik haben: Teile der SVP, die EDU und verschiedene Anti-Drogen-Organisationen. Die Revision des Betäubungsmittelgesetzes war 2004 wegen der umstrittenen Cannabis-Legalisierung im Nationalrat gescheitert. Die Gesundheitskommission gliederte daraufhin die mehrheitsfähigen Punkte aus und fasste sie zu einer Teilrevision des Gesetzes zusammen. Dagegen ergriff die EDU das Referendum. Über die Cannabis-Frage wird am 30. November separat abgestimmt. 

Der wohl umstrittenste Punkt in der Revision ist die gesetzliche Verankerung der staatlichen Heroinabgabe. Die Überlebenshilfe für Schwerstsüchtige ist all jenen ein Dorn im Auge, die sich für eine repressive Drogenpolitik stark-machen. Die Schweizer Drogenpolitik müsse sich wieder auf die Abstinenz ausrichten, fordert das Referendumskomitee deshalb. Die Heroinabgabe war 1999 vom Schweizer Stimmvolk abgesegnet worden, allerdings befristet bis 2009. 

Prävention und Repression 
Einen wichtigen Punkt im revidierten Betäubungsmittelgesetz nimmt die Prävention ein. Diese soll sich nicht mehr allein auf Jugendliche beschränken, sondern auch Kinder ansprechen. Dieser Punkt ist praktisch unumstritten.

Doch bei der Repression prallen die Meinungen bereits wieder hart aufeinander. Während sie für die Befürworter als eine von vier Säulen betrachtet wird, ist sie für die Gegner der Vorlage der zentrale Punkt, den sie durch die Gesetzesrevision geschwächt sehen. Der Drogenhandel werde erleichtert, argumentieren sie. Die Befürworter sagen dagegen, sie wollen sich in der Repression auf den Drogen-Grosshandel konzentrieren und sich nicht in Sisyphusarbeit verlieren.

Der Streit um die Repres- sion ist in der Schweiz indes so alt wie die Diskussionen zum Umgang mit Drogen. Ihren Höhepunkt erreichten diese allerdings im Jahr 1992, als der Zürcher Platzspitz weltweit für Schlagzeilen sorgte. Die offene Drogenszene hinter dem Landesmuseum und später im stillgelegten Bahnhof Letten prägte die eidgenössische Suchtpolitik nachhaltig: Seither gibt es Therapie-Einrichtungen für Schwerstsüchtige. Auch in der Strafverfolgung gab es eine Kehrtwende weg von der Verfolgung der Junkies, hin zur Fokussierung auf den organisierten Drogenhandel. 

Im Ausland ein Vorbild 
In den 90er-Jahren war die Drogenpolitik ein zentrales Thema in der Schweiz. Das hat sich geändert, die Süchtigen und ihr Elend sind von den Strassen verschwunden und mit ihnen das öffentliche Interesse. Im Ausland gilt die Schweizer Suchtpolitik als vorbildlich. Auch in Deutschland, Dänemark und Holland werden heute Versuche mit Heroinabgabe gemacht › mithilfe von Experten aus der Schweiz. Nur im Inland ist die Kritik nie verstummt.

Pro und Contra
Drogen: Soll das Vier-Säulen-Prinzip ins Gesetz? 
PRO
Bisherige Erfolge nicht aufs Spiel setzen 
barbara schmid-federer 
Die Zürcherin Barbara Schmid-Federer ist CVP- Nationalrätin und Mutter zweier Kinder. 
Als junge Mutter besorgten mich in den 90er-Jahren die offenen Drogenszenen auf dem Platzspitz und Letten. Ich sah Elend, Leid, und ich sah Menschen, deren Leben in eine scheinbar ausweglose Sackgasse geraten war. 

Heute ist das anders. Jung und Alt flanieren auf diesen Plätzen, Kinder spielen, Geschäftsleute nutzen sie für eine Mittagspause. Diese Veränderung zum Guten verdanken wir der Innovationskraft der Städte, die in den 90er-Jahren gemeinsam mit Bund und Kantonen die Vier-Säulen-Politik entwickelten, die nun definitiv im Betäubungsmittelgesetz verankert werden soll. 

Worum geht es bei der Vier-Säulen-Politik? Die Vier-Säulen-Politik steht auf den Pfeilern Prävention, Therapie, Überlebenshilfe und Repres- sion. Sie baut auf einer Kultur der Kooperation auf. Ein komplexes Problem wie die Drogenproblematik können Polizei, Ärzte, Sozialarbeit und Justiz nur gemeinsam lösen. Die Vier-Säulen-Politik ist weder Ideologie noch Patentrezept, sondern ein Werkzeugkasten. In ihm finden sich differenzierte Angebote von der Spritzenabgabe bis zur abstinenzorientierten Therapie, welche den Betroffenen je nach deren persönlicher Situation eine optimale Unterstützung bieten.

Diese Vier-Säulen-Politik hat sich bewährt. Heute kennen wir keine offenen Drogenszenen mehr. Eltern können ihre Kinder ohne Angst vor herumliegenden Spritzen in den Parks spielen lassen. Die Zahl der Drogentoten hat sich mehr als halbiert. Viele ehemalige Drogensüchtige haben wieder einen festen Wohnsitz und gehen einer geregelten Arbeit nach. Die Beschaffungskriminalität ist massiv zurückgegangen. 

Es fällt schwer zu glauben, dass man diese Erfolge aufs Spiel setzen will. Genau das tun jedoch die Gegner des Betäubungsmittelgesetzes. Sie eifern der Utopie einer drogenfreien Gesellschaft nach. Für ihre Mission nehmen sie das Leid der Betroffenen ebenso in Kauf wie Angst und Unsicherheit in der Bevölkerung. 

Sagen wir Nein zu riskanten Experimenten, Nein zu einem Rückfall in die Zeiten der offenen Drogenszenen. Sagen wir Ja zu einer bewährten Drogenpolitik, Ja zu einer seriösen Antwort auf ein komplexes Problem, Ja zur Revision des Betäubungsmittelgesetzes!

